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// Im Blickpunkth

Die �nderungen, die sich durch die Unternehmensteuerreform 2008 bei den Eink�nften aus Kapitalverm�gen f�r ver-

schiedene Anlageinstrumente ergeben – u.a. f�r Ertr�ge aus Spekulationspapieren, f�r Verm�genszufl�sse aus Terminge-

sch�ften und f�r Stillhalterpr�mien und Barausgleich bei Optionsgesch�ften – stellt Gero von Glasenapp in seinem Beitrag

dar. Lars Behrendt, Andr� Arjes und Tim Nogens zeigen an einem Einbringungsfall das Schicksal der k�rperschaftsteuer-

lichen und gewerbesteuerlichen Verlustvortr�ge unter Geltung des § 8c KStG.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:Tabaksteuerschuldnerschaft f�rohne

WissendesFahrzeugf�hrersversteckteWaren

Mit Urteil vom 10.10.2007 – VII R 49/06 – hat der

BFH entschieden, dass der Fahrer eines Lastzuges

Waren imSinnedesTabStGauchdann indasSteu-

ergebiet „verbringt“ und damit Steuerschuldner

nach § 19 S. 2 TabStGwird, wenn dieWaren ohne

sein Wissen im Fahrzeug versteckt worden sind.

ImentschiedenenFallhattederKl�gereinenLKW-

Transport mit M�beln von Polen nach Hannover

durchgef�hrt. In den in Polen verladenenM�beln

waren, was der Kl�ger nach den Feststellungen

der Vorinstanz nicht wusste, rund 8000 Stangen

Zigaretten aus dem freien Verkehr Polens ver-

steckt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-359-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH:NachweisderVoraussetzungen f�r die

Befreiungals innergemeinschaftliche

Lieferung

Das Urteil vom 6.12.2007 – V R 59/03 – ist die

Nachfolgeentscheidung zum EuGH-Urteil „Col-

l�e“ vom 27.9.2007 – Rs. C-146/05, mit dem der

EuGH entschieden hat, dass die Befreiung einer

tats�chlich ausgef�hrten innergemeinschaftli-

chen Lieferung von der MwSt nicht allein mit

der Begr�ndung versagt werden darf, der Nach-

weis einer solchen Lieferung sei nicht rechtzeitig

erbracht worden. Danach – so der BFH – versto-

ßen die sich aus den §§ 17a Abs. 1 und 17c

Abs. 1 UStDV ergebenden Nachweispflichten

zwar nicht gegen Gemeinschaftsrecht, sie sind

aber keine materiellen Voraussetzungen f�r die

Befreiung als innergemeinschaftliche Lieferung.

Steht also trotz Nichterf�llung der formellen

Nachweispflichten aufgrund der objektiven Be-

weislage fest, dass die Voraussetzungen des

§ 6a Abs. 1 UStG vorliegen, ist die Steuerbefrei-

ung trotz fehlender Nachweise i.S.d. § 6a Abs. 3

UStG zu gew�hren.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-359-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Tarifbeg�nstigung f�rgeldwerte

Vorteile ausAktienoptionen

Mit Urteil vom 18.12.2007 – VI R 62/05 – hat der

BFH entschieden, dass die aus der Aus�bung von

Aktienoptionen resultierenden geldwerten Vor-

teile auch nach der ab 1999 geltenden Fassung

des § 34 Abs. 1 EStG als Verg�tung f�r einemehr-

j�hrige T�tigkeit (Anreizlohn) tarifbeg�nstigt

sind. Voraussetzung ist, dass die Laufzeit zwi-

schen Einr�umung und Aus�bung der Options-

rechtemehr als zw�lf Monate betr�gt und der Ar-

beitnehmer in dieser Zeit auch bei seinem Ar-

beitgeber besch�ftigt ist (Anschluss an BFH-Ur-

teil vom 19.12.2006 – VI R 136/01, BFHE 216, 251,

BStBl. II 2007, 456). Unsch�dlich ist es, dass dem

Arbeitnehmer wiederholt Aktienoptionen einge-

r�umt wurden und die jeweilige Option nicht in

vollemUmfang einheitlich ausge�btworden ist.

Volltext des Urteils // BB-ONLINE BBL2008-359-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH:AufteilungvonSteuerr�ckst�ndennach

�nderungsveranlagung–Anwendungdes

§ 273AO

In dem demUrteil vom 13.12.2007 – VI R 75/04 –

zugrundeliegenden Fall kam es nach einer Au-

ßenpr�fung zu Steuernachforderungen, wof�r

die zusammenveranlagten Ehegatten gem�ß

§ 269 AO die Aufteilung beantragten. Das FA

legte nicht denAufteilungsmaßstabdes § 273AO

(Aufteilungsmaßstab f�r Steuernachforderun-

gen), sondern den des § 270 AO (Allgemeiner

Aufteilungsmaßstab) zugrunde. Der BFH hat ent-

schieden, dass f�r Steuerr�ckst�nde, die aus einer

ge�nderten Festsetzungherr�hren, auf den allge-

meinen Aufteilungsmaßstab nach § 270 S. 1 AO

zur�ckzugreifen ist, wenn sich ein Aufteilungs-

maßstab nach § 273 Abs. 1 AO nicht ermitteln

l�sst. So lag es im Streitfall, weil die im Rahmen

des§ 273AOdurchzuf�hrenden fiktivengetrenn-

ten Veranlagungen bei keinem der Gesamt-

schuldner zueinem fiktivenMehrbetrag f�hrten.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-359-4

unter www.betriebs-berater.de

FG Niedersachsen: Abschaffung der Abzugs-

f�higkeit privater Steuerberatungskosten

verfassungsgem�ß

Mit Urteil vom 17.1.2006 – 10 K 103/07 – hat

das FG Niedersachsen entschieden, dass die Ab-

schaffung des Sonderausgabenabzugs f�r priva-

te Steuerberatungskosten nicht gegen das sub-

jektive Nettoprinzip verst�ßt. Nach Aufhebung

des § 10 Abs. 1 Nr. 6 sind seit 2006 Steuerbera-

tungskosten nur noch dann abzugsf�hig, wenn

sie bei der Ermittlung der Eink�nfte als Wer-

bungskosten oder Betriebsausgaben anfallen.

Das FG hat die Revision zum BFH zugelassen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-359-5

unter www.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisung
BMF: ZuordnungderSteuerberatungskosten

zudenBetriebsausgaben,Werbungskosten

oderKostender Lebensf�hrung

Schr. vom 21.12.2007 – IV B 2 – S 2144/07/0002

DasBMFnimmtStellungzurFragederZuordnung

derSteuerberatungskostenzudenBetriebsausga-

ben,Werbungskostenoderdennichtabziehbaren

KostenderLebensf�hrung.

Volltext: // BB-ONLINE BBL2008-359-6

unter www.betriebs-berater.de

Europa
EU-Kommission: Vertragsverletzungs-

verfahren gegen Deutschland

Die EU-Kommission geht gegen Deutschland in

mehreren F�llen vor, im Steuerrecht hinsichtlich

folgender F�lle:

– diskriminierende Regelungen zur Abschrei-

bung von Geb�uden im EU-Ausland,

– diskriminierende Behandlung von Steuerpflich-

tigen, vor allem von K�nstlern, Sportlern und

Journalisten,

– die Umsatzbesteuerung von Grundst�cksent-

nahmen sowie

– die Besteuerung von Dividendenzahlungen ins

Ausland.

Mehr unter www.ec.europa.eu

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG M�nchen a.D.; Dr. J�rgen Schmidt-Troje, Pr�sident des FG K�ln, K�ln; Prof. Dr. Roman Seer,
Bochum; StB Dr. Andreas S�ffing, Frankfurt a.M.; Dr. RolandWacker, Richter am BFH, M�nchen

Die Woche im Steuerrecht
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